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1. Dass sich das genaue Ausmaß einer in der Vergangenheit liegenden Belastung nicht 

mehr feststellen lässt, schließt die Anerkennung einer Polyneuropathie als 
Berufskrankheit nicht von vornherein aus, da die Berufskrankheit BKV Anl. 1 Nr. 1317 
im Tatbestand zu ihrer Anerkennung keine konkrete Belastungsdosis voraussetzt und 
es auch keinen dem entsprechenden medizinisch-wissenschaftlichen Konsens gibt. 
Dies gilt insbesondere für die Gemische von Lösungsmitteln. 

 
2. Steht eine jahrelange Exposition gegenüber Lösungsmittelgemischen bei absolut 

unzureichenden arbeitshygienischen Bedingungen fest, spricht dies für das Vorliegen 
der arbeitstechnischen Voraussetzungen für die BKV Anl. 1 Nr. 1317, auch wenn eine 
genaue quantitative Bestimmung der Expostion nicht (mehr) möglich ist.  

 
3. Das unveränderte Fortbestehen oder die Verschlechterung der Symptome einer 

Polyneuropathie nach Unterlassung der gefährdenden Tätigkeit sprechen nicht gegen 
die Annahme einer Berufskrankheit. 

 
4. Die Asymmetrie des Krankheitsbildes spricht gegen den Ursachenzusammenhang, 

stellt aber kein Ausschlusskriterium dar. 
 

BK Nr. 1317 der Anlage zur BKV 
 
Urteil des Hessischen LSG vom 06.07.2007 – L 7 U 8/06 − 
Aufhebung des Urteils des SG Darmstadt vom  15.05.2001 - S 3 U 1/95 - 
 
Nach Auffassung des LSG steht fest, dass der Versicherungsfall vorliegend jedenfalls vor 
der Aufnahme der BK 1317 in die Berufskrankheiten-Verordnung (mit Wirkung zum 1. 
Dezember 1997) und auch vor dem Zeitraum der Rückwirkung gemäß § 6 Abs. 2 
Berufskrankheiten-Verordnung (1. Januar 1993) eingetreten ist. Die noch vom SG hieraus 
gezogenen Schlussfolgerungen (Sperrwirkung durch die Aufnahme in die Liste) seien 
nach der neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Kammerbeschluss 
vom 23. Juni 2005 - 1 BvR 235/00 - VB 071/2005=Berufskrankheiten 022/2005 vom 
27.07.2005) und des BSG (Urteil vom 27. Juni 2006 - B 2 U 5/05 R - UVR 008/2006, S. 
564-571) rechtlich nicht mehr haltbar. Ein Anspruch auf Anerkennung und Entschädigung 
ergebe sich vielmehr gemäß § 551 Abs. 2 RVO für Versicherungsfälle außerhalb des 
Rückwirkungszeitraums nach Inkrafttreten der neugefassten Berufskrankheiten-
Verordnung, wenn zu diesem Zeitpunkt bereits - wie hier - ein Antrag auf Entschädigung 
einer einschlägigen Krankheit als „Wie-BK“ gestellt sei und die Voraussetzungen für eine 
solche Entschädigung an sich gegeben seien (BSG, a.a.O.). Eine andere Verfahrensweise 
würde gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 3 Grundgesetz (GG) verstoßen, 
da es sonst von Zufälligkeiten der Dauer des Verwaltungsverfahrens abhinge, ob die 
Versicherte noch in den Genuss einer Feststellung nach § 551 Abs. 2 RVO komme oder 
nicht. 
 
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Rechtsstreits hat der Senat die Revision 
zugelassen.   
 
Das Hessischen Landessozialgericht hat mit Urteil vom 06.07.2007 – L 7 U 8/06 –  
wie folgt entschieden: 
 
   

 

http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/791cdb30922315e9412569b4006f43c3/b16526e80660b773c125704c002e0502?OpenDocument
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/333B33193807FE9AC125723C0034340C/$FILE/UVR2006-008-0564-0571.pdf
http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/333B33193807FE9AC125723C0034340C/$FILE/UVR2006-008-0564-0571.pdf
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Tatbestand 
 
Die Klägerin begehrt die Anerkennung und Entschädigung einer Polyneuropathie als Be-
rufskrankheit.  

Die 1938 geborene Klägerin absolvierte nach dem Schulabschluss in D. 1955 bis 1957 ein 
Praktikum bei einem Zeitungsverlag. Von 1957 bis 1961 besuchte sie die Werkkunst-
Schule in D. Danach schlossen sich eine Tätigkeit als Leiterin einer Kunstgalerie und eine 
Ausbildung für Gestaltung (Institut für Gestaltung in M.) von 1962 bis 1971 an. Von 1971 
bis 1981 arbeitete die Klägerin als freie Mitarbeiterin für Unternehmen und erstellte insbe-
sondere Grafik-Entwürfe. Ab dem 1. September 1981 war die Klägerin als Mitarbeiterin der 
Requisitenabteilung, ab 16. August 1982 als deren Leiterin am Staatstheater D. beschäf-
tigt. Ihr letzter Arbeitstag war der 1. Juni 1985. Ab 2. Juni 1985 war sie wegen einer Mus-
kelatrophie von ihrem Hausarzt, Herrn Dr. N., arbeitsunfähig geschrieben. Das Leiden der 
Klägerin verschlechterte sich auch nach dem Ausscheiden aus der beruflichen Tätigkeit 
zunächst. Eine Rückkehr an den Arbeitsplatz erfolgte nicht mehr. Seit März 1986 bezieht 
die Klägerin Rente wegen Erwerbsunfähigkeit.  

Vom 10. Dezember 1985 bis 4. März 1986 befand sich die Klägerin auf Kosten der BfA in 
einer medizinischen Rehamaßnahme in der O.Klinik, S.. Im Entlassungsbericht vom 8. 
April 1986 äußern die Ärzte der Klinik den Verdacht auf eine Polyneuropathie. Ursächlich 
könnten diverse Chemikalien in Frage kommen, mit denen die Klägerin beruflich arbeite. 
Medikamente, Alkohol oder ein Diabetes kämen ursächlich nicht in Frage.  

Mit Schreiben vom 12. Januar 1987 beantragte die Klägerin bei der Beklagten die Aner-
kennung der Polyneuropathie als Berufskrankheit.  

Der von der Beklagten beteiligte Hessische Landesgewerbearzt holte ein neurologisches 
Gutachten bei Priv.-Doz. Dr. S., Neurologische Klinik der J. Universität in G.ein. Dieser 
Arzt veranlasste zunächst eine neurophysiologische Zusatzbegutachtung bei Dr. H., Abtei-
lung klinische Neurophysiologie der J.-Universität in G. In seinem Gutachten vom 11. No-
vember 1988 kommt dieser Mediziner zu dem Ergebnis, dass zweifellos eine vorwiegend 
motorische Polyneuropathie bestehe. Priv.-Doz. Dr. S. bestätigt daraufhin in seinem Gut-
achten vom 1. Dezember 1988 das Vorliegen der Polyneuropathie, vertritt jedoch den 
Standpunkt, dass sich eine toxische Polyneuropathie weder beweisen noch ausschließen 
lasse. Der Hauptgrund hierfür liege darin, dass die Klägerin zu keinen weiteren Untersu-
chungen, insbesondere einer Lumbalpunktion bereit gewesen sei. Da eine toxische Ursa-
che möglich sei, solle ein arbeitsmedizinisches Gutachten erstellt werden.  

Am 18. Oktober 1989 suchte der Technische Aufsichtsdienst der Beklagten (TAD) den 
Arbeitsplatz der Klägerin am Staatstheater auf. In der Stellungnahme des Technischen 
Aufsichtsbeamten Dipl.-Ing. Sa. vom 11. Dezember 1989 heißt es u.a.: Eine Messung der 
evtl. Schadstoffkonzentration in der Raumluft könne nicht durchgeführt werden, da die zu 
beurteilenden Arbeitsplatzsituationen und die jeweils aktuellen Arbeitsstoffe nicht mehr zu 
rekonstruieren bzw. zu ermitteln seien. Da die Belüftungssituation in der Requisitenwerk-
statt jedoch nicht gut sei, hielte er, bei der Verwendung der entsprechenden Stoffe, das 
Einatmen evtl. gesundheitsschädigender Stoffe für möglich. Wegen der weiteren Einzel-
heiten wird auf Bl. 106, 107 der Verwaltungsakten der Beklagten verwiesen.  
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Am 17. Januar 1992 erstattete der Leiter des Instituts für Arbeits- und Sozialmedizin der 
Universität Mainz, Prof. Dr. K., ein Gutachten, das sich neben der Untersuchung der Klä-
gerin auf eine Besichtigung ihres Arbeitsplatzes sowie ein neurologisches Zusatzgutach-
ten stützt, das am 13. Dezember 1991 durch den Oberarzt der Neurologischen Universi-
tätsklinik M., Priv.-Doz. Dr. B., erstattet worden ist. Herr Priv.-Doz. Dr. B. kam zu dem Er-
gebnis, dass die neurologische Erkrankung der Klägerin mit Wahrscheinlichkeit nach dem 
klinischen Bild, den neurophysiologischen Untersuchungen und der Verlaufsdynamik als 
spinale Muskelatrophie (und damit nicht als Polyneuropathie) einzuordnen sei. Herr Prof. 
Dr. K. führt in seinem Gutachten vom 17. Januar 1992 u.a. aus, dass aufgrund der eindeu-
tigen Schilderung der Klägerin, den Ermittlungen des TAD und seiner eigenen Betriebsbe-
sichtigung vom 2. Juli 1991 von einer sicheren Einwirkung durch organische Lösungsmittel 
auszugehen sei. Da Belastungsmessungen nicht vorlägen, sei die Einwirkungsdosis nur 
schwer abzuschätzen, dürfe jedoch nach allgemeiner Erfahrung für eine neurotoxische 
Schädigung ausgereicht haben. Aufgrund des neurologischen Zusatzgutachtens und der 
Vorbefunde liege bei der Klägerin eine spinale Muskelatrophie vor. Die Krankheit habe 
spätestens 1983 begonnen und scheine in den letzten Jahren stationär geblieben zu sein. 
Nach gegenwärtigem Erkenntnisstand könne ein Zusammenhang zwischen den Expositi-
onsbedingungen am Arbeitsplatz und der spinalen Muskelatrophie der Klägerin nicht aus-
geschlossen, aber auch nicht mit der im BK-Recht geforderten Wahrscheinlichkeit ange-
nommen werden.  

Der Hessische Landesgewerbearzt schloss sich in seiner Stellungnahme vom 17. März 
1992 dem Gutachten an.  

Mit Bescheid vom 23. Juni 1992 lehnte die Beklagte die Anerkennung und Entschädigung 
der Erkrankung der Klägerin als Berufskrankheit gemäß § 551 Abs. 1 RVO i.V.m. der Be-
rufskrankheiten-Verordnung bzw. gemäß § 551 Abs. 2 RVO ab. Zwischen der spinalen 
Muskelatrophie und der beruflichen Tätigkeit als Requisiteurin am Staatstheater D. beste-
he kein ursächlicher Zusammenhang, auch wenn die durchgeführten Ermittlungen erge-
ben hätten, dass die Klägerin an ihrem Arbeitsplatz der Einwirkung organischer Lösungs-
mittel ausgesetzt gewesen sei.  

Nach erfolglosem Widerspruch (Widerspruchsbescheid vom 2. Dezember 1994) hat die 
Klägerin am 2. Januar 1995 zum Sozialgericht Darmstadt (im Folgenden: SG) Klage erho-
ben.  

Das SG hat Beweis erhoben durch Einholung eines neurologischen Gutachtens bei Dr. B., 
Neurologische Klinik, Krankenhaus M. Der Sachverständige diagnostiziert im Gutachten 
vom 16. Oktober 1996 eine asymmetrische, überwiegend motorische, distal betonte Poly-
neuropathie. Prof. Dr. K. habe in seinem arbeitsmedizinischen Gutachten festgestellt, dass 
unter den für die Klägerin bestehenden Arbeitsplatzbedingungen die Einwirkdosis nach 
allgemeiner Erfahrung für eine neurotoxische Schädigung ausgereicht haben dürfte. Bei 
Fehlen anderer Ursachen für das Vorliegen einer Polyneuropathie halte er es deshalb für 
wahrscheinlich, dass ein Zusammenhang zwischen der Einwirkung neurotoxischer Stoffe 
am Arbeitsplatz und der Erkrankung der Klägerin bestehe, insbesondere auch dadurch, 
dass die Erkrankung nach Beendigung der Exposition zum Stillstand gekommen sei und 
sich klinisch eine leichte Remission ergeben habe. Eine durch die Berufskrankheit beding-
te Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) bestehe seit 1. November 1985 und belaufe sich 
auf 80 v.H.  

http://www.juris.de/jportal/portal/t/ljh/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR005090911BJNE073300314&doc.part=s&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/ljh/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR005090911BJNE073300314&doc.part=s&doc.price=0.0
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Auf die Einwände der Beklagten gegen das Gutachten bestätigte der Sachverständige mit 
Stellungnahme vom 28. Januar 1997 seine Auffassung. In einer weiteren Stellungnahme 
vom 23. April 1997 begründete er die Höhe der MdE näher.  

Die Beklagte trat dem Gutachten des Dr. B. mit einer Stellungnahme des Dipl.-Chemikers 
und Arztes für Arbeitsmedizin, Sozialmedizin, Umweltmedizin, Dr. P., C. vom 11. April 
1997 entgegen. Für die Entwicklung einer toxischen Polyneuropathie handele es sich um 
einen ungewöhnlich kurzen Entstehungszeitraum. Selbst bei Schnüfflern und Alkoholikern, 
welche in erheblich höherem Maße organischen Lösmitteln exponiert seien, entwickle sich 
eine Polyneuropathie erst als Spätschaden. Auch bezüglich des Verlaufs der Erkrankung 
müssten Zweifel hinsichtlich eines Kausalzusammenhangs angenommen werden. Auf 
Veranlassung von Dr. P. holte die Beklagte ein neurologisches Gutachten nach Aktenlage 
bei Dr. K., Arzt für Neurologie und Psychiatrie, Umweltmedizin, C. ein, legte dieses dem 
SG vor und machte es zum Gegenstand ihres Vorbringens. Dr. K. führt u.a. aus, aus den 
vorliegenden Befunden gehe hervor, dass bei der Versicherten auch nach Wegfall der Ex-
position, zumindest über eine gewisse Zeit, eine progrediente Symptomatik bzw. progre-
diente neurophysiologische Befunde bestanden hätten. Eine derartige Entwicklung würde 
nicht mit aller Eindeutigkeit gegen eine exotoxische Ursache der Polyneuropathie spre-
chen, da sich der polyneuropathische Prozess auch einige Zeit nach Wegfall schädigender 
Faktoren fortsetzen könne. Das von Dr. B. erstattete Gutachten erscheine hinsichtlich der 
diagnostischen Zuordnung der Polyneuropathie und auch in der dort vorliegenden Argu-
mentation insgesamt überzeugend. Dennoch vermöge das Gutachten die Zweifel nicht zu 
zerstreuen, welche sich aus dem geschilderten Krankheitsverlauf sowie aus der umfas-
senden Differentialdiagnostik der Polyneuropathien ergäben. Dahingehend vermöge er die 
Frage nach dem kausalen Zusammenhang der bei der Klägerin festgestellten Erkrankung 
und der angeschuldigten beruflichen Exposition nicht zu beantworten. Er empfehle eine 
umfassende und wohl nicht belastende Labordiagnostik durchzuführen, um eine anderwei-
tige, bisher ungeklärte in Frage kommende Ursache der Polyneuropathie auszuschließen. 
Sollten sich bei der Klägerin bei einer anzunehmenden Exposition keine Anhaltspunkte für 
eine andere in Frage kommende Erkrankung ergeben, würden die bisher hervorgebrach-
ten Befunde und Argumente mit geringgradig überwiegender Wahrscheinlichkeit für einen 
Zusammenhang der bei ihr aufgetretenen Erkrankung mit der angeschuldigten Exposition 
sprechen.  

Die Abteilung Prävention der Beklagten führte am 21. November 1997 und 7. Januar 1998 
weitere Ermittlungen im Staatstheater durch und erstattete durch Dipl.-Ing. M. einen aus-
führlichen Bericht vom 8. Januar 1998. Bei der Requisitenwerkstatt handele es sich um 
einen 8 x 9 m = 72 m² großen Raum im ersten Obergeschoss des Theaters. Der Raum sei 
mit einer 8 m langen Fensterzeile zur H.straße hin ausgestattet. Das Fensterband bestehe 
aus drei größeren Abschnitten mit milchiger Verglasung und – jeweils dazwischen – zwei 
kleineren Fenstern mit Klarglas. Im linken Klarglasfenster sei ein handelsüblicher Ventila-
tor eingebaut. Die Klarglasfenster seien kippbar ausgeführt. Sie seien allerdings nie geöff-
net worden, da durch davorstehende Arbeitsplatten die Betätigungshebel nur sehr 
schlecht erreicht werden konnten. Außerdem handele es sich bei besagter Straße um eine 
sehr stark befahrene Verkehrsader, deren Lärm man sich nicht habe aussetzen wollen. 
Der Raum sei für die hier verrichteten Arbeiten und die stattfindende Lagerung offensicht-
lich viel zu klein und mache einen stark unaufgeräumten Eindruck. Arbeitsflächen seien 
mit Gegenständen überhäuft, Regale zur Lagerung alter Requisiten würden überquellen, 
Einkaufswagen, die zum Transport auf die Bühne dienten, stünden mit Feuerwerk und 
Nebelgerät beladen dazwischen. An den verschmutzten Arbeitsflächen sei erkennbar, 
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dass hier gelötet oder da geschweißt werde. Ungeordnet stünden Kanister mit Gefahrstof-
fen herum sowie Lebensmittelgefäße aller Art, in denen sich nicht definierte Flüssigkeiten 
befänden. Verschmutzte Pinsel stünden in offenen Bechern und Dosen, aus denen das 
Reinigungsmittel bereits in die Raumluft verdunstet sei. In einer Ecke des Raumes sei 
durch mehrere Blechschränke ein kleiner Bereich abgetrennt, der dem Anschein nach als 
Essecke genutzt werde. Es werde von den Gesprächspartnern eingeräumt, dass diese 
Zustände bereits in der Beschäftigungszeit der Klägerin vorgelegen hätten. Eine Absaug-
anlage sei nicht vorhanden. Auf die Frage nach etwa aufgetretenen pränarkotischen Zu-
ständen bei den Mitarbeitern habe der Personalrat Herr H. mitgeteilt, dass es bei lang an-
haltendem Chemikalieneinsatz durchaus zu gewissen „Hochgefühlen“ bei den hier Be-
schäftigten gekommen sei. Es seien durchaus auch großflächige Arbeiten vorgekommen, 
z. B. das Bestreichen einer größeren Holzwand mit Kleber (Größenordnung der verwende-
ten Klebemasse ca. 2 – 3 kg!). Die beklebte Wand stehe dann unter Umständen noch ei-
nige Tage in der Werkstatt und gase aus. Derartige Arbeiten seien durchschnittlich alle 
zwei Wochen vorgekommen. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Stellungnahme 
des Herrn Dipl.-Ing. M. vom 8. Januar 1998 verwiesen.  

In Kenntnis des Berichtes des Präventionsdienstes der Beklagten vom 8. Januar 1998 gab 
daraufhin Dr. P. mit Datum vom 24. September 1998 eine weitere Stellungnahme nach 
Aktenlage ab, welche die Beklagte zum Gegenstand ihres Vorbringens machte. Danach 
sei davon auszugehen, dass der Arbeitsplatz der Versicherten sicherlich in keiner Weise 
auch dem damaligen Stand des Arbeitsschutzes entsprochen habe. Die Frage der Höhe 
der stattgehabten Lösemittelexposition werde auch durch den TAD nicht beantwortet. Es 
sei allerdings davon auszugehen, dass die stattgehabte Lösemittelexposition durchaus 
höher gelegen haben dürfe, als bisher angenommen worden sei. Es sei durchaus davon 
auszugehen, dass die Höhe der stattgehabten Exposition gegenüber Lösemitteln zeitwei-
se grenzwertüberschreitend gewesen sei. Es sei allerdings nicht zweifelsfrei davon auszu-
gehen, dass der 60%ige Zeitanteil in Werkstätten mit einer dauerhaft grenzwertüberschrei-
tenden Lösemittelexposition einhergegangen sei. Im Berufskrankheitenrecht werde der 
Vollbeweis einer entsprechenden Exposition gefordert. Danach könne eine dauerhafte 
übergrenzwertige Exposition über den in Rede stehenden Zeitraum nicht bewiesen wer-
den. Auch eine kürzerzeitige, dann aber massive Exposition mit vielfacher Grenzwertüber-
schreitung könne zu einer Polyneuropathie führen. Eine solche lasse sich bei der Klägerin 
nicht annehmen. Das Krankheitsbild und der Verlauf der Erkrankung sprächen zudem 
nicht für einen Kausalzusammenhang.  

Das SG hat – nachdem ein Termin zur mündlichen Verhandlung vom 11. Mai 1999 vertagt 
worden war – eine Stellungnahme bei Prof. Dr. K. eingeholt. In dieser Stellungnahme vom 
28. Juni 1999 räumt Prof. Dr. K. nunmehr ein, dass bei der Klägerin eine Polyneuropathie 
vorliege. Es müsse einerseits gesichert sein, dass die verwendeten Lösungsmittel neuro-
toxisch gewesen seien und es müsse andererseits gesichert sein, dass sie in ausreichend 
hoher Konzentration eingewirkt hätten. Schwierig sei die Beurteilung der Expositionshöhe. 
Grundsätzlich sei dann von einer ausreichend hohen Konzentration auszugehen, wenn in 
der überwiegenden Zahl der Schichten Konzentrationen aufgetreten seien, bei denen Er-
krankungen oder manifeste Störungen des Nervensystems hätten nachgewiesen werden 
können. Die Emission von neurotoxischem n-Hexan sei für den Arbeitsplatz der Klägerin 
als minimal einzuschätzen. Es sei unwahrscheinlich, dass Dichlormethan regelmäßig 
großflächig und in größerem zeitlichem Umfang eingesetzt worden sei. Genaue Einschät-
zungen lägen dazu nicht vor. Bezüglich Toluol und Xylol sei unwahrscheinlich, dass die 
möglichen Emissionen ihren neurotoxischen Schwellenwert erreicht oder überschritten 
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hätten. Eine haftungsbegründende Kausalität liege nicht zweifelsfrei vor. Auch der Zu-
sammenhang zwischen der Erkrankung und der beruflichen Tätigkeit sei nicht wahrschein-
lich. Dagegen sprächen der klinische Verlauf mit Progredienz nach dem Ende der Exposi-
tion und die untypische Verteilung der Atrophien.  

Auf Antrag der Klägerin hat das SG nach § 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ein 
Gutachten des Facharztes für Pharmakologie und Toxikologie Prof. Dr. B., Diagnostik und 
Therapiezentrum für umweltmedizinische Erkrankungen R. vom 16. November 2000 ein-
geholt. Der Sachverständige kommt hinsichtlich der Prüfung der arbeitstechnischen Vor-
aussetzungen zu dem Ergebnis, dass die Klägerin mit Gewissheit gegenüber neurotoxi-
schen Lösungsmitteln bzw. deren Gemischen im Verlauf ihrer beruflichen Tätigkeit am 
Staatstheater D. exponiert war und dass die in den Arbeitsräumen herrschenden Konzent-
rationen der Schadstoffe ausreichend für die Verursachung einer Polyneuropathie gewe-
sen seien. Die neurotoxische Wirkung werde durch wirkungsgleiche Verbindungen erheb-
lich gesteigert. Aus den offiziellen Materialien zur BK-Nr. 1317, das heiße, aus den wis-
senschaftlichen Begründungen und aus dem durch das Bundesarbeitsministerium bekannt 
gegebenen Amtlichen Merkblatt des Ärztlichen Sachverständigenbeirats sei zu entneh-
men, dass es keine Dosisangaben für neurotoxische Lösungsmittel gebe, bei denen eine 
Polyneuropathie oder Enzephalopathie ausgelöst werden könne. Ausgehend von den 
Grundvoraussetzungen, der zweifelsfrei vorliegenden asymmetrischen überwiegend moto-
rischen und distalbetonten Polyneuropathie bei der Klägerin und der mit Gewissheit fest-
stehenden Exposition gegenüber Lösungsmittelgemischen, bestehe nach seiner Ansicht 
mit überwiegender Wahrscheinlichkeit ein innerer ursächlicher Zusammenhang zwischen 
der Erkrankung und der Schadstoffexposition als Requisiteurin am Staatstheater D. Es 
handele sich bei der Krankheit um eine Berufskrankheit nach Nrn. 1302 und 1303 der An-
lage zur Berufskrankheiten-Verordnung. Die Bewertung der MdE werde wesentlich durch 
das Ausmaß der motorischen Störungen bestimmt. Unter Berücksichtigung der Rückbil-
dung bzw. Besserung des Krankheitsbildes mache sich eine zeitliche Staffelung der MdE-
Einschätzung notwendig. Die MdE habe im Zeitraum zwischen dem 3. Juni 1985 (Beendi-
gung der Arbeit) bis 4. März 1986 (Kurende) 100 % und danach 30 % betragen.  

Nachdem die Beklagte zu diesem Gutachten eine ablehnende Stellungnahme des Prof. 
Dr. K. vom 22. Januar 2001 vorgelegt hatte, äußerte sich Prof. Dr. Bl. auf Anfrage des SG 
in einer ergänzenden Stellungnahme vom 14. März 2001 und blieb bei seiner im Gutach-
ten geäußerten Auffassung.  

Mit Urteil ohne mündliche Verhandlung vom 15. Mai 2001 hat das SG die Klage abgewie-
sen. Dabei ging es von dem schriftsätzlich und in der vertagten mündlichen Verhandlung 
vom 11. Mai 1999 gestellten Anfechtungs- und Feststellungsantrag der Klägerin aus, wo-
nach neben der Aufhebung des angefochtenen Bescheides die Feststellung auszuspre-
chen sei, dass die Gesundheitsstörung der Klägerin eine Folge einer Berufskrankheit im 
Sinne des § 551 Abs. 1 Reichsversicherungsordnung (RVO) i.V.m. mit der Berufskrankhei-
ten-Verordnung und § 551 Abs. 2 RVO sei und die Beklagte entsprechende Entschädi-
gungsleistungen zu gewähren habe. Die Polyneuropathie durch organische Lösungsmittel 
oder deren Gemische sei unter Nr. 1317 durch die Änderungsverordnung vom 31. Oktober 
1997 (BGBI I, S. 26, 23) als BK in die als Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung be-
stehende Liste aufgenommen worden. Gleichwohl komme eine Anerkennung und Ent-
schädigung nicht in Betracht. Denn nach § 6 Abs. 1 Berufskrankheiten-Verordnung sei, 
sofern ein Versicherter am 1. Dezember 1997 an einer Krankheit u.a. nach Nr. 1317 der 
Anlage leide, diese auf Antrag nur dann als BK anzuerkennen, wenn der Versicherungsfall 
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nach dem 31. Dezember 1992 eingetreten sei. Nach übereinstimmender Beurteilung der 
Sachverständigen Prof. Dr. B. und Prof. Dr. Bl. habe die Polyneuropathie aber bereits seit 
1985 vorgelegen und bedinge eine MdE in rentenberechtigendem Grade von mehr als 20 
v.H. Der Versicherungsfall sei damit – unterstelle man einen bestehenden Ursachenzu-
sammenhang – vor dem 1. Januar 1993 eingetreten. Auch eine Anerkennung nach § 551 
Abs. 2 RVO komme nicht in Betracht. Das Bundessozialgericht (BSG) habe in ständiger 
Rechtsprechung entschieden, dass die Anwendung des § 551 Abs. 2 RVO u.a. dann aus-
geschlossen sei, wenn der Verordnungsgeber nach § 551 Abs. 1 RVO die einschlägige 
Erkrankung in die Liste der Berufskrankheiten aufnehme oder deren Aufnahme prüfe und 
ablehne (BSG, Urteil vom 24. Februar 2000 – B 2 U 43/98 R –). Mit der Entscheidung des 
Verordnungsgebers sei es dem Unfallversicherungsträger untersagt, anstelle des Verord-
nungsgebers in diesem Einzelfall festzustellen, dass die übrigen Voraussetzungen des § 
551 Abs. 1 RVO erfüllt seien und die Krankheit nach neuen medizinischen Erkenntnissen 
wie eine Berufskrankheit zu entschädigen sei. Eine wirksame Rückwirkungsvorschrift 
schließe aus, für alle Versicherungsfälle außerhalb des Rückwirkungszeitraums noch eine 
Entschädigung nach § 551 Abs. 2 RVO zuzusprechen. Soweit Dr. B. und Prof. Dr. Bl. in 
ihren Gutachten zu dem Schluss gekommen seien, bei der Klägerin lägen die Vorausset-
zungen einer BK nach Nrn. 1302 bzw. 1303 der Anlage zur Berufskrankheiten-Verordnung 
vor, könne sich die Kammer diesem Ergebnis nicht anschließen. Es stehe zwar fest, dass 
die Klägerin gewissen Schadstoffen ausgesetzt gewesen sei, ungewiss bleibe aber, mit 
welcher Intensität und Dauer eine Einwirkung erfolgt sei. Wie Prof. Dr. K. halte auch die 
Kammer die von dem Sachverständigen Prof. Bl. erwähnte Kombinationswirkung für spe-
kulativ, ebenso sei spekulativ, dass die ständig offen stehenden Gefäße mit Lösungsmit-
teln und die Schadstoffentsorgung über das Waschbecken zu einer nennenswerten neuro-
toxischen Mehrbelastung geführt hätten. Es sei dies weder zu beweisen noch zu widerle-
gen. Ausgehend von dieser Unsicherheit sehe sich die Kammer auch nicht in der Lage, 
die Wahrscheinlichkeit eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen berufsbedingter 
Schädigung und Krankheit der Klägerin festzustellen. Weder die Lokalisation noch der kli-
nische Verlauf der bei der Klägerin festgestellten Polyneuropathie seien typisch für eine 
toxische Polyneuropathie durch organische Lösungsmittel. Bei der Klägerin bestehe eine 
asymmetrische Verlaufsform. Typisch für toxische Polyneuropathien seien demgegenüber 
symmetrisch-distale, beinbetonte, sensomotorische Ausfälle mit strumpf- bzw. handschuh-
förmiger Verteilung (so Merkblatt des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung für 
die ärztliche Untersuchung zu Nr. 1317).  

Gegen dieses ihr am 29. Mai 2001 zugestellte Urteil wendet sich die Klägerin mit ihrer am 
27. Juni 2001 eingegangenen Berufung. Das SG habe in seinem Urteil grundlegende Beg-
riffe des Berufskrankheitenrechts verkannt. Während die arbeitstechnischen Vorausset-
zungen und der Gesundheitsschaden voll bewiesen sein müssten, reiche zur Bejahung 
des Kausalzusammenhangs zwischen der schädigenden Einwirkung und dem Gesund-
heitsschaden die hinreichende Wahrscheinlichkeit aus (BSG, SozR 2200 § 548 Nr. 38, § 
551 Nr. 1). Es komme nicht darauf an, ob der Versicherte schädigenden Substanzen über 
eine bestimmte Zeit in bestimmter, etwa dauernd über dem MAK-Wert liegenden Ausmaß 
ausgesetzt gewesen sei, sondern nur darauf, dass er diesen Substanzen im beruflichen 
Bereich ausgesetzt gewesen sei. Ob dieses ausgesetzt sein ausgereicht habe, um seine 
Erkrankung zu verursachen, sei eine Frage der haftungsausfüllenden Kausalität und unter-
liege ganz anderen Beweismaßstäben. Was Herr Dr. P. im Auftrage der Beklagten gegen 
deren eigenen TAD ins Feld führe, sei nicht nur rechtlich unbeachtlich, weil er damit gegen 
die Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme verstoße und seine ärztlichen Kompetenzen ü-
berschreite, es sei auch inhaltlich falsch.  
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Der Senat hat Beweis erhoben durch Einholung eines arbeits- und sozialmedizinischen 
Gutachtens bei Prof. Dr. W., Direktor des Instituts und der Poliklinik für Arbeits- und Sozi-
almedizin der J, -Universität G. Im Zusammenhang mit der Erstattung des Hauptgutach-
tens sind unter dem Datum vom 18. Juli 2003 ein neurologischneurophysiologisches Zu-
satzgutachten bei Prof. Dr. K., Neurologische Klinik der J. Universität G. und unter dem 
Datum vom 11. Dezember 2003 ein neuropsychologisches Zusatzgutachten bei Dipl.-
Psych. S., Zentrum für Psychiatrie G. erstattet worden. Im neurophysiologischen Zusatz-
gutachten vom 11. Dezember 2003 wird festgestellt, dass eine schwere Hirnleistungsstö-
rung nicht vorliege. Es bestünden mäßige Schwächen im Bereich der Konzentrations- und 
Aufmerksamkeitsleistung sowie leichte Beeinträchtigungen der Abstraktionsfähigkeit. Die 
Klägerin sei recht gut in der Lage, Defizite zu kompensieren. Im neurologisch-
neurophysiologischen Zusatzgutachten vom 18. Juli 2003 diagnostiziert Prof. Dr. K. eine 
überwiegend motorische, asymmetrische und axonale Polyneuropathie. Sowohl die kli-
nisch-neurologischen Untersuchungsbefunde wie auch die neurophysiologischen Untersu-
chungen von damals und heute zeigten eine Progredienz der Erkrankung. Nach derzeiti-
gem Wissensstand schließe eine Progredienz der Polyneuropathie nach Expositionska-
renz einen ursächlichen Zusammenhang praktisch aus. Zusammenfassend sehe er nur 
eine geringgradige Wahrscheinlichkeit für das Vorliegen einer lösemittelbedingten toxi-
schen Polyneuropathie und/oder Enzephalopathie.  

Im arbeitsmedizinischen Hauptgutachten vom 25. November 2003 kommt Prof. Dr. W. zu 
dem Ergebnis, dass bei der Klägerin eine asymmetrisch betonte, überwiegend motorische 
Polyneuropathie vorliege. Die arbeitsmedizinischen Voraussetzungen zur Annahme einer 
Quasi-BK gemäß § 551 Abs. 2 RVO lägen mit Wahrscheinlichkeit vor. Die Klägerin habe 
als Requisiteurin unter schlechten arbeitshygienischen Umständen gearbeitet, wie dies 
auch der technische Aufsichtsbeamte des Unfallversicherungsträgers in seiner Expertise 
aus dem Jahre 1998 unumwunden beschreibe. Wie der bisherige, lang dauernde Verfah-
rensablauf zeige, sei im Nachhinein insbesondere die Quantifizierung der Expositionshöhe 
der zur Verwendung gekommenen Arbeitsstoffe nicht mehr zu ermitteln. Die Qualifizierung 
der Arbeitsstoffe liege teilweise vor, wobei jedoch nur durch Eigeninitiative der Versicher-
ten Namen genannt hätten werden können. Aufgrund der Arbeitsplatzbeschreibung durch 
die Versicherte, den Angaben des technischen Aufsichtsbeamten und nach der arbeits-
medizinischen Erfahrung sei vor allem von den als neurotoxisch geltenden Arbeitsstoffen 
n-Hexan verarbeitet worden, das sich in Klebern wie dem allseits bekannten Pattex befin-
de. Zusammenfassend werde die Einwirkung von organischen Lösungsmitteln – überwie-
gend in Gemischen – durch den Sachverständigen bejaht, wenngleich auch er nicht in der 
Lage sei, spekulativ über irgendwelche Expositionshöhen Aussagen zu treffen. Nachvoll-
ziehbar sei eine sicher regelmäßige Exposition gegenüber diversen Lösungsmitteln. Ent-
gegen der Ansicht von Prof. Dr. K. ginge er davon aus, dass für die haftungsbegründende 
Kausalität der Wahrscheinlichkeitsbeweis und nicht der Vollbeweis gelte. Bei Abwägung 
und Gewichtung der vorliegenden Daten möchte er daher zusammenfassend die haf-
tungsbegründende Kausalität für das Vorliegen einer arbeitsbedingt verursachten neurolo-
gischen Erkrankung als überwiegend wahrscheinlich ansehen. Aufgrund der ausführlichen 
Arbeitsanamnese, der aktenkundigen Unterlagen, der Aussagen u.a. auch des Vorgutach-
ters, Prof. Dr. K., der die Arbeitsstätte seinerzeit noch arbeitsmedizinisch in Augenschein 
habe nehmen können, sei davon auszugehen, dass die Klägerin bezüglich des hier vorlie-
genden Krankheitsbildes in relevanter Weise gegenüber verschiedenen organischen Lö-
sungsmitteln exponiert gewesen sei. Hierbei sei auch nach Beratung mit dem Leiter des 
Gefahrstofflabors Chemie der J. -Universität G., Priv.-Doz. Dr. Dr. K., im vorliegenden Fal-
le insbesondere von n-Hexan auszugehen. In einem Schreiben zu den Ermittlungen über 
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die Arbeitsverhältnisse schreibe auch der entsprechende Mitarbeiter der Unfallkasse Hes-
sen, dass die Arbeitsstätte ungünstige arbeitshygienische Verhältnisse geboten habe. Aus 
diesem Grunde werde in dieser Expertise konstatiert, dass die Auslöseschwelle regelmä-
ßig überschritten worden sei. Der Krankheitsverlauf spreche im Ergebnis nicht gegen eine 
toxische Verursachung. In der wissenschaftlichen Begründung für die Berufskrankheit der 
Nr. 1317 sei folgender differenzierender Erkenntnisstand nachzulesen: „Verlaufskontrollen 
konnten zeigen, dass bei Funktionsstörungen oder Krankheiten des zentralen oder peri-
pheren Nervensystems nicht nur Besserungen, sondern auch eine Persistenz und sogar 
Verschlechterungen nach Beendigung der Exposition möglich sind.“ Die Klägerin gehöre 
zu derjenigen Patientengruppe, in der es auch nach Expositionsende nicht zu der von 
manchen der Vorgutachter apodiktisch geforderten Verbesserung der Krankheitserschei-
nungen habe kommen müssen. Er nehme daher die haftungsausfüllende Kausalität für 
das Vorliegen einer BK der Nr. 1317 mit hinreichender Wahrscheinlichkeit an.  

Die Klägerin sieht sich durch das Gutachten des Prof. Dr. W. bestätigt. Der Versicherungs-
fall sei unstrittig vor dem 1. Januar 1993, nämlich 1985, eingetreten. Eine Anerkennung 
der Erkrankung nach Ziffer 1317 der Berufskrankheiten-Verordnung sei daher wegen der 
Rückwirkungsklausel in § 6 Abs. 2 Berufskrankheiten-Verordnung nicht möglich. Nach der 
inzwischen im Hinblick auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Juni 2005 – 
1 BVR 235/00 – geänderten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts komme in solchen 
Fällen jedoch die Anerkennung und Entschädigung als „Quasi-Berufskrankheit“ in Betracht 
(BSG, B 2 U 5/05).  

Die Klägerin beantragt,  

das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 15. Mai 2001 aufzuheben und die Beklagte 
unter Aufhebung des Bescheides vom 23. Juni 1992 in der Gestalt des Widerspruchsbe-
scheides vom 2. Dezember 1994 zu verurteilen, die Polyneuropathie der Klägerin als Be-
rufskrankheit anzuerkennen und in gesetzlichem Umfang zu entschädigen,  
hilfsweise, über das Ausmaß der beruflichen Belastung ein Sachverständigengutachten 
einzuholen.        

Die Beklagte beantragt,  

die Berufung zurückzuweisen.  

Sie verteidigt die angefochtene Entscheidung. Die Argumentation des Sachverständigen 
Prof. Dr. W., dass für die haftungsbegründende Kausalität der Wahrscheinlichkeitsbeweis 
und nicht der Vollbeweis gelte, sei so nicht nachvollziehbar. Die Einwirkung von Lösungs-
mitteln oder deren Gemischen müsse mit Gewissheit feststehen. Das heiße nicht, dass 
dieser Beweis nur durch eine mit Messergebnissen am konkreten Arbeitsplatz belegte Do-
kumentation geführt werden könne. Es genüge nicht, wenn der Versicherte möglicherwei-
se exponiert war. Das typische Erscheinungsbild einer Lösungsmittelneuropathie bestehe 
in einer distalsymmetrischen sensiblen oder sensomotorischen Polyneuropathie. Asym-
metrische, multifokale oder rein motorische oder rein autonome Neuropathien seien un-
gewöhnlich und stellten praktisch ein Ausschlusskriterium für den Ursachenzusammen-
hang dar. In der Sache sei eine ausreichende Exposition der Klägerin nicht mit dem not-
wendigen „Vollbeweis“ erwiesen und ein Zusammenhang der Erkrankung der Klägerin mit 
der beruflichen Exposition nicht wahrscheinlich zu machen.  
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Wegen des Sach-und Streitstandes im Übrigen, insbesondere wegen des weiteren Vor-
bringens der Beteiligten und des genauen Inhalts der medizinischen Unterlagen, wird auf 
die Gerichtsakten (3 Bände) und die Verwaltungsakten der Beklagten (2 Bände) verwie-
sen, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung und der Beratung des Senats waren.  
 
Entscheidungsgründe 
 
Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulässig. Sie ist auch begründet.  

Zu Unrecht haben die Beklagte und ihr folgend das SG einen Anspruch der Klägerin auf 
Anerkennung und Entschädigung der bei ihr vorliegenden Polyneuropathie als Berufs-
krankheit abgelehnt. Der entgegenstehende Bescheid der Beklagten vom 23. Juni 1992 (in 
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 2. Dezember 1994) ist rechtswidrig und 
verletzt die Klägerin in ihren Rechten.  

Der von der Klägerin geltend gemachte Anspruch richtet sich noch nach den Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung (RVO), da die Klägerin Leistungen und mithin einen Ein-
tritt des Versicherungsfalls auch für die Zeit vor Inkrafttreten des Siebten Buchs des Sozi-
algesetzbuchs (SGB VII), also für die Zeit vor 1997, begehrt (§ 212 SGB VII). Nach § 547 
RVO gewährt der Träger der Unfallversicherung nach Eintritt des Arbeitsunfalls nach 
Maßgabe der ihm folgenden Vorschriften Leistungen, insbesondere bei Vorliegen einer 
MdE um wenigstens 20 v.H. Verletztenrente (§ 581 Abs. 1 Nr. 2 RVO). Als Arbeitsunfall 
gilt gemäß § 551 Abs. 1 Satz 1 RVO auch eine Berufskrankheit (BK).  

Berufskrankheiten sind Krankheiten, welche die Bundesregierung durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates bezeichnet und die ein Versicherter bei einer der 
in den §§ 539, 540 und 543 bis 545 RVO genannten Tätigkeiten erleidet (§ 551 Abs. 1 
Satz 2 RVO). Nach Nr. 1317 der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung ist eine Be-
rufskrankheit die Polyneuropathie oder Enzephalopathie durch organische Lösungsmittel 
oder deren Gemische. Diese Berufskrankheit wurde mit Erlass der Berufskrankheiten-
Verordnung vom 31. Oktober 1997 (BGBl. I 2623), die am 1. Dezember 1997 in Kraft trat 
(§ 8 Abs. 1 Berufskrankheiten-Verordnung), in die Liste aufgenommen. § 6 Abs. 2 Berufs-
krankheiten-Verordnung bestimmt, dass die Anerkennung einer Polyneuropathie oder En-
zephalopathie entsprechend der Nr. 1317 der Anlage nur in Betracht kommt, wenn der 
Versicherungsfall nach dem 31. Dezember 1992 eingetreten ist. Ist der Versicherungsfall 
vor diesem Zeitpunkt eingetreten, kommt jedoch unter bestimmten Voraussetzungen eine 
Anerkennung gemäß § 551 Abs. 2 RVO in Betracht (BSG, Urteil vom 27. Juni 2006, SozR 
4-5671 § 6 Nr. 2).  

Die Voraussetzungen der Nr. 1317 der Anlage zur Berufskrankheiten-Verordnung (BK 
1317) liegen bei der Klägerin vor. Da der Versicherungsfall dieser BK jedoch vor dem 1. 
Januar 1993 eingetreten ist, kommt eine Anerkennung nur nach § 551 Abs. 2 RVO in Be-
tracht. Auch insoweit sind die Voraussetzungen für eine Anerkennung der Erkrankung als 
(Quasi-) BK und für eine Entschädigungsleistung (dem Grunde nach) gegeben.  

Für die Anerkennung einer Erkrankung als BK 1317 müssen folgende Tatbestandsmerk-
male gegeben sein: Bei der Versicherten muss eine Polyneuropathie (oder Enzephalo-
pathie) vorliegen, die durch organische Lösungsmittel oder deren Gemische entstanden 
ist, deren Einwirkungen die Versicherte in Folge ihrer versicherten Tätigkeit ausgesetzt 
war. Dabei ist ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der versicherten Tätigkeit und 
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der schädigenden Einwirkung und zwischen der schädigenden Einwirkung und der Er-
krankung erforderlich. Die Krankheit, die versicherte Tätigkeit und die durch sie bedingten 
schädigenden Einwirkungen einschließlich deren Art und Ausmaß müssen im Sinne des 
Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nachgewiesen sein, 
während für den ursächlichen Zusammenhang, der nach der auch sonst im Sozialrecht 
geltenden Lehre von der wesentlichen Bedingung zu bestimmen ist, grundsätzlich die (hin-
reichende) Wahrscheinlichkeit – nicht allerdings die bloße Möglichkeit – ausreicht (BSG, 
Urteil vom 22. August 2000, SozR 3-5670 Anlage 1 Nr. 2108 Nr. 2 m.w.N.).  

Vor diesem Hintergrund ist die von dem Sachverständigen Prof. Dr. W. im Gutachten vom 
25. November 2003 vertretene Meinung, für die haftungsbegründende Kausalität reiche 
die Wahrscheinlichkeit aus, nicht zutreffend. Zur haftungsbegründenden Kausalität gehö-
ren nämlich neben der Kausalitätsbetrachtung – für welche hinreichende Wahrscheinlich-
keit genügt – auch Tatbestände, die im Vollbeweis bewiesen werden müssen. Dies sind 
die versicherte Tätigkeit, die arbeitsbedingte Exposition und das Vorliegen der Erkrankung 
selbst (Kasseler Kommentar – Ricke, § 8 SGB VII Rdnr. 7; zur Kritik an dem Begriff der 
haftungsbegründenden Kausalität, der nicht immer mit derselben Bedeutung benutzt wird 
und deshalb zur Verwirrung führt vgl. auch Ricke: Die BG 1996, 770 ff.).  

Bei der Klägerin liegt eine Erkrankung im Sinne BK 1317, nämlich eine Polyneuropathie, 
vor. Dies ist zwischen den Beteiligten und den mit der Sache befassten Gutachtern und 
Sachverständigen inzwischen unstreitig. Prof. Dr. K. hat seine zunächst abweichende Auf-
fassung aus dem Gutachten vom 17. Januar 1992 aufgegeben (Stellungnahme nach Ak-
tenlage vom 28. Juni 1999). Dass die Klägerin während ihrer Beschäftigung als Requisi-
teurin beim Staatstheater D. eine versicherte Tätigkeit im Sinne des § 539 Abs. 1 Nr. 1 
RVO ausgeübt hat, steht fest und bedarf keiner näheren Darlegung.  

Durch ihre versicherte Tätigkeit war die Klägerin auch schädigenden Einwirkungen durch 
organische Lösungsmittel bzw. deren Gemische ausgesetzt. Dabei hat -anders als die Be-
klagte und ein Teil der Gutachter meinen - auch eine Exposition gegenüber schädigenden 
Stoffen in einer Weise vorgelegen, dass von einem Vollbeweis der arbeitstechnischen 
Voraussetzungen für die Anerkennung der BK auszugehen ist. Dass sich die gefährden-
den Stoffe zwar qualitativ, nicht aber quantitativ bestimmen lassen, führt nicht zur Ableh-
nung der Anerkennung der BK. Die BK 1317 setzt im Tatbestand zu ihrer Anerkennung 
keine konkrete Belastungsdosis voraus. Auf diesen Umstand weist bereits Prof. Dr. Bl. im 
Gutachten vom 16. November 2000 hin. Weder im Amtlichen Merkblatt zur BK 1317 (Be-
kanntmachung des BMGS, BArBl 2005, Heft 3, S. 49) noch in der medizinisch-
wissenschaftlichen Literatur (vgl. Mehrtens/Perlebach, Kommentar zur Berufkrankheiten-
verordnung, Stand November 2006, M 1317; Schönberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsun-
fall und Berufskrankheit, 7. Aufl. 2003, 5.8) noch in der Rechtsprechung sind Schwellen-
oder Grenzwerte für eine Mindestexposition postuliert. Die im BK-Report 3/99 (hrsg. vom 
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften) vorgeschlagenen Schwellen-
werte sind nicht in das im März 2005 neu veröffentlichte Amtliche Merkblatt (a.a.O.) über-
nommen worden. Es handelt sich nur um Vorschläge, die auf epidemiologischen Studien 
im Wesentlichen aus den 1970er und 1980er Jahren beruhen, aufgrund derer Nerven-
schädigungen durch Lösemittel nachgewiesen wurden. Insbesondere für Gemische sind 
die Angaben mit Unsicherheiten behaftet (BK-Report 3/99, 6.3.4., I). Angesichts dessen 
kann von einem medizinisch-wissenschaftlichen Konsens in dieser Frage nicht ausgegan-
gen werden. Insbesondere liegen keine Erkenntnisse dafür vor, dass bei einer bestimmten 
niedrigen Lösemittel(-gemisch)exposition eine Schädigung eines jeden Versicherten gene-
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rell ausgeschlossen wäre. Die Dosis-Wirkungsbeziehung muss im Rahmen der Beurtei-
lung des kausalen Zusammenhangs betrachtet werden.  

Fest steht aber, dass die Versicherte in deutlich höherem Umfang als die übrige Bevölke-
rung lösungsmittelexponiert war. Vor diesem Hintergrund spielt es keine Rolle, dass sich 
das genaue Ausmaß der in der Vergangenheit liegenden Belastung nicht mehr feststellen 
lässt (vgl. Schleswig-Holsteinisches Landessozialgericht, Urteil vom 9. Oktober 2006 – L 8 
U 19/01 – zur Enzephalopathie). Es reicht aus, dass sich eine neurotoxische Belastung in 
erheblichem potentiell gefährdenden Umfang aus der versicherten Tätigkeit heraus bewei-
sen lässt. Hiervon ist der  Senat überzeugt.  

Ausschlaggebend für diese Beurteilung sind für den Senat insbesondere die Stellungnah-
men des Präventionsdienstes der Beklagten vom 11. Dezember 1989 und 8. Januar 1998 
sowie die Beurteilung von Prof. Dr. K., der zur Erstellung seines arbeitsmedizinischen 
Gutachtens vom 17. Januar 1992 die Arbeitsstätte der Klägerin aufgesucht hat. Bereits in 
der Stellungnahme des Präventionsdienstes vom 11. Dezember 1989 (Bl. 106, 107 Ver-
waltungsakte) wird darauf hingewiesen, dass die Requisitenwerkstatt in einem schlecht 
belüfteten Raum untergebracht war und häufig Überstunden gemacht werden mussten. 
Das Einatmen evtl. gesundheitsschädigender Stoffe wird in dieser Stellungnahme für 
„möglich“ gehalten. In seinem arbeitsmedizinischen Gutachten vom 17. Januar 1992 (Bl. 
152 ff. Verwaltungsakte) führt Prof. Dr. K. aus, dass – obwohl Belastungsmessungen nicht 
vorlägen – die Einwirkdosis nach allgemeiner Erfahrung für eine neurotoxische Schädi-
gung ausgereicht haben dürfte. In der Stellungnahme des Präventionsdienstes der Be-
klagten vom 8. Januar 1998 wird sodann in völliger Übereinstimmung mit den wiederholten 
Arbeitsplatzschilderungen der Klägerin bei den Gutachtern, auf der Grundlage einer er-
neuten Arbeitsplatzbesichtigung und der Anhörung von Mitarbeitern des Staatstheaters 
ergänzend ausgeführt, dass von einer nur kurzzeitigen Einwirkung von gefährdenden Stof-
fen auf die Klägerin nicht gesprochen werden könne, eine völlig unzureichende Belüftung 
und Arbeitshygiene bestanden habe und eine Vielzahl von chemischen Produkten, die 
zum Teil organische Lösemittel enthielten, vorgelegen hätten. Zum Teil hätten ver-
schmutzte Pinsel in offenen Bechern und Dosen gestanden, aus denen das Reinigungs-
mittel in die Raumluft verdunstet sei. Überall hätten Kanister mit Gefahrstoffen offen he-
rumgestanden. Eine Absauganlage habe nicht existiert. Der Raum sei sogar zur Einnahme 
von Mahlzeiten genutzt worden. Zu Recht weist daher Prof. Dr. W. -auch angesichts des 
umfangreichen arbeitsmäßigen Einsatzes von Farben und Kleber -in seinem Gutachten 
(Bl. 41) darauf hin, dass angesichts der ungünstigen arbeitshygienischen Verhältnisse von 
einer Dauerbelastung mit Gefahrstoffen auszugehen war. Darüber hinaus wurde die neu-
rotoxische Wirkung durch wirkungsgleiche Verbindungen erheblich gesteigert. Hinsichtlich 
dieser Erkenntnis stützt sich der Senat auf das toxikologische Gutachten des Prof. Dr. Bl., 
R., vom 16. November 2000, der zu Recht darauf hinweist, dass im BK-Report 3/99 die 
Notwendigkeit der Untersuchung von Kombinationswirkungen bei der Prüfung der arbeits-
technischen Voraussetzungen begründet wird. Die additive Wirkung verschiedener Löse-
mittel wird bestätigt durch Dr. P. in seiner Stellungnahme vom 24. September 1998. Da-
nach können bei Lösemitteln mit ausreichender Sicherheit additive Wirkungen angenom-
men werden (ebenso BK-Report 3/99, S. 126). Auch Prof. Dr. W. weist auf die Gemisch-
problematik hin (Bl. 47 des Gutachtens). Vor diesem Hintergrund sieht der Senat die ab-
weichende Äußerung des von Prof. Dr. K. vom 22. Januar 2001, wonach eine additive 
bzw. Kombinationswirkung Spekulation sei, als widerlegt an. Nach den Erkenntnissen über 
den Arbeitsplatz der Klägerin als Requisiteurin steht vielmehr fest, dass (zumindest) eine 
zeitweise gleichzeitige Exposition gegenüber n-Hexan, Toluol und Xylol, Dichlormethan 

http://www.juris.de/jportal/portal/t/ljh/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=JURE070097720&doc.part=K&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/ljh/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=JURE070097720&doc.part=K&doc.price=0.0


UVR 015/2007 - 1039 - 
vom 31.08.2007  
- Rechtsprechung - DOK 376.3-1317 
 
sowie Benzol (vgl. Bl. 34 des Gutachtens von Prof. Bl.) vorgelegen hat. Sämtliche dieser 
Stoffe wirken gesichert neurotoxisch und können eine Polyneuropathie verursachen (vgl. 
Amtliches Merkblatt zur BK 1317, a.a.O). Von einer Steigerung der neurotoxischen Wir-
kung auf die Klägerin muss zudem deshalb ausgegangen werden, weil die Lüftungsbedin-
gungen absolut unzureichend waren und die Lösemittelaufnahme durch direkten Hautkon-
takt gesteigert wurde (vgl. Bl. 34 Gutachten Prof. Dr. W. sowie hinsichtlich dieser Risiko-
faktoren das Amtliche Merkblatt -a.a.O. -).  

Das Vorliegen der arbeitstechnischen Voraussetzungen, mithin eine qualitativ und quanti-
tativ ausreichende neurotoxische Exposition der Klägerin, wird bestritten durch Dr. P. 
(Stellungnahme vom 24. September 1998) und -insoweit in Abkehr von seiner früher ge-
äußerten Auffassung -auch von Prof. Dr. K. (Stellungnahmen vom 28. Juni 1999 und 22. 
Januar 2001). Das Gericht kann dieser Auffassung nicht folgen: Prof. Dr. K. hat als einzi-
ger der Gutachter den Arbeitsplatz der Klägerin in Augenschein genommen, und zwar am 
2. Juli 1991. Aufgrund seines damaligen Eindrucks kam er zu der Aussage: „Aufgrund der 
eindeutigen Schilderung, der Ermittlung des Technischen Aufsichtsdienstes und meiner 
Betriebsbesichtigung vom 2. Juli 1991 ist jedoch von einer sicheren Einwirkung durch or-
ganische Lösemittel auszugehen. Gesicherte neurotoxische Stoffe innerhalb dieser leicht-
flüchtigen Gemische sind n-Hexan, Propanol, Dichlormethan und Benzolhomologe. Da 
Belastungsmessungen nicht vorliegen, ist die Einwirkungsdosis nur schwer abzuschätzen, 
dürfte jedoch nach allgemeiner Erfahrung für eine neurotoxische Schädigung ausgereicht 
haben.“ Weshalb diese ursprüngliche Bewertung unzutreffend sein soll, hat Prof. Dr. K. in 
späteren Stellungnahmen in keiner Weise deutlich gemacht oder begründet. Dort heißt es 
nur, dass neurotoxische Schwellenwerte mit Wahrscheinlichkeit nicht erreicht worden sei-
en, ohne dass erklärt wird, wie die frühere anders lautende Aussage zustande kam bzw. 
weshalb sie nunmehr als falsch angesehen wird.  

Auch der ursächliche Zusammenhang zwischen der schädigenden Einwirkung und der 
Erkrankung der Klägerin liegt vor. Hierfür reicht hinreichende Wahrscheinlichkeit aus 
(stRspr des BSG, vgl. u.a. Urteil vom 29. März 1963, BSGE 19, 52). Diese liegt vor, wenn 
mehr für als gegen den Ursachenzusammenhang spricht und ernste Zweifel ausscheiden; 
die reine Möglichkeit reicht nicht (vgl. z. B. BSG, Urteil vom 9. Mai 2005, SozR 4-2700 § 8 
Nr. 17). Die Frage, welche Voraussetzungen zur Annahme des genannten ursächlichen 
Zusammenhangs vorliegen müssen, ist unter Zuhilfenahme medizinischer, naturwissen-
schaftlicher und technischer Sachkunde nach dem im Entscheidungszeitpunkt aktuellen 
wissenschaftlichen Erkenntnisstand zu beantworten (BSG, Urteil vom 27. Juni 2006, 
a.a.O.). Typisch für eine neurotoxische Polyneuropathie sind symmetrisch-distale, arm- 
und beinbetonte, sensible, motorische oder sensomotorische Ausfälle mit strumpf- bzw. 
handschuhförmiger Verteilung. Die motorischen Veränderungen können sich darstellen als 
leichte motorische Schwäche bis hin zur völligen muskulären Lähmung mit Muskelatro-
phie. Betroffen ist überwiegend die Muskulatur im Bereich der Hände und Füße. Die lö-
sungsmittelbedingte Polyneuropathie entwickelt sich in der Regel in engem zeitlichem Zu-
sammenhang mit der beruflichen Lösungsmittelexposition. Allerdings wurde vereinzelt von 
Krankheitsverläufen berichtet, bei denen es zwei bis drei Monate nach Aufgabe der ge-
fährdenden Tätigkeit zu einer Verschlechterung der Bewegungsfähigkeit kommt, so dass 
die klinische Diagnose auch zwei bis drei Monate nach Unterlassung der gefährdenden 
Tätigkeit erstmals gestellt werden kann. Lösungsmittelbedingte Polyneuropathien verbes-
sern sich nach Unterlassung der gefährdenden Tätigkeit häufig, nicht selten bleibt die lö-
sungsmittelbedingte Polyneuropathie jedoch klinisch nach Unterlassung der gefährdenden 
Tätigkeit konstant oder verschlechtert sich. Eine Persistenz oder eine Verschlechterung 
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der Erkrankung nach Unterlassung der gefährdenden Tätigkeit schließt eine Verursachung 
durch Lösungsmittel nicht aus (Amtliches Merkblatt, a.a.O.).  

Ausgehend von diesen Grundsätzen hat der Sachverständige Prof. Dr. W. im Gutachten 
vom 25. November 2003 überzeugend herausgearbeitet, dass der Kausalzusammenhang 
zwischen Polyneuropathie und Lösungsmitteln bei der Klägerin mit Wahrscheinlichkeit be-
steht. Dabei hat er durch Heranziehung von wissenschaftlichen Studien die Richtigkeit der 
Neufassung des Merkblattes belegt, dass nämlich eine Persistenz oder gar Verschlechte-
rung nach Lösemittelkarenz nicht gegen die Berufskrankheit bzw. den Kausalzusammen-
hang spricht. Noch in der alten Fassung des Merkblattes (Bekanntmachung des BMA, 
BArbBl 1997 Heft 12, S. 31) wurde vorgegeben, dass ein Fortschreiten der Erkrankung 
nach mehrmonatiger Expositionskarenz eine Verursachung durch Lösungsmittel aus-
schließe. In überzeugender Weise hat der Sachverständige Prof. Dr. W. dargelegt, dass 
diese Annahme unzutreffend ist. Mit Blick auf die Korrektur der medizinisch-
wissenschaftlichen Erkenntnisse zur lösungsmittelbedingten Polyneuropathie sieht der 
Senat diejenigen Gutachten und Stellungnahmen als widerlegt an, die sich für die Vernei-
nung des Kausalzusammenhangs in erster Linie auf die Progredienz der Erkrankung bei 
der Klägerin berufen. Dies trifft für das neurophysiologische Zusatzgutachten von Prof. Dr. 
K. vom 18. Juli 2003, aber auch auf die nach Aktenlage erstellte arbeitsmedizinische Stel-
lungnahme von Prof. Dr. K. vom 28. Juni 1999 zu. Schließlich beruft sich auch Dr. P. in 
seiner Stellungnahme vom 24. September 1998 u.a. darauf, dass der Kausalzusammen-
hang aufgrund eines untypischen Krankheitsverlaufs abzulehnen sei. Insgesamt ist festzu-
stellen, dass sämtliche in diesem Verfahren erstatteten Gutachten noch unter Geltung des 
alten (unzutreffenden) Merkblattes zur BK 1317 bzw. vor Einführung der BK 1317 über-
haupt erstattet worden sind. Letztlich geht nur Prof. Dr. W. im Vorgriff auf die im neuen 
Merkblatt verlautbarten Änderungen von dem aktuellen medizinisch-wissenschaftlichen 
Erkenntnisstand zur streitgegenständlichen BK aus.  

Konkurrierende Ursachen für die Entstehung der Polyneuropathie bei der Klägerin sind 
nicht ersichtlich. Insbesondere liegt keine alkoholische oder diabetische Polyneuropathie 
vor. Die am 2. Dezember 1997 durchgeführte Labordiagnostik bei Prof. Dr. H., Kranken-
haus H., spricht nicht für andere in Frage kommende Krankheiten, etwa eine Borrelienin-
fektion (Arztbrief vom 23. März 1998 – Anlage zum Gutachten von Prof. Bl. -). Ob eine der 
seltenen Formen der Auslöser der Polyneuropathie bei der Klägerin vorliegt, kann bei be-
rechtigter Ablehnung nicht duldungspflichtiger Eingriffe (Lumbalpunktion) nicht geklärt 
werden. Eine andere Ursache für die Entstehung der Erkrankung, die in die Kausalitätsbe-
urteilung einbezogen werden müsste, kann ohne nähere Anhaltspunkte nicht unterstellt 
werden. Bei der Kausalitätsabwägung muss daher davon ausgegangen werden, dass kei-
ne konkurrierenden Ursachen neben der beruflichen Lösemittelexposition vorliegen.  

Die Beklagte verweist zu Recht darauf, dass es sich bei der asymmetrischen Polyneuropa-
thie um ein untypisches Krankheitsbild im Rahmen der BK 1317 handele (vgl. Merkblatt 
zur BK 1317 Abschnitt III, letzter Absatz). Nach dem Merkblatt ist aber die Anerkennung 
einer asymmetrischen Polyneuropathie nicht grundsätzlich ausgeschlossen. Insofern ver-
weist bereits Dr. P. ausdrücklich darauf, dass die bei der Klägerin vorliegende asymmetri-
sche Polyneuropathie mit einer lösemittelbedingten Polyneuropathie vereinbar sei (Stel-
lungnahme vom 23. Mai 1997). Zudem lag bei der Klägerin nicht von Anfang an ein a-
symmetrisches Krankheitsbild vor. Dieses entwickelte sich erst später (vgl. die Darlegung 
in der ergänzenden Stellungnahme von Prof. Dr. Bl. vom 14. März 2001, Bl. 8). Im ersten 
ausführlichen aktenkundigen Befund zur Erkrankung der Klägerin, dem Reha-
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Entlassungsbericht der Klinik S. vom 8. April 1986, werden sowohl in der Anamnese als 
auch in der Beschwerdeschilderung und beim Befund im Wesentlichen symmetrische Be-
einträchtigungen beschrieben.  

Eine rein motorische Polyneuropathie lag bzw. liegt bei der Klägerin nicht vor. Von Anfang 
an bestanden vielmehr arm-und beinbetonte, sensible und auch sensomotorische Ausfäl-
le, so dass die Erkrankung von allen Gutachtern praktisch übereinstimmend als überwie-
gend motorische Polyneuropathie beschrieben wird. Ein Kriterium gegen den Ursachenzu-
sammenhang wie es im Merkblatt (Kapitel III, letzter Absatz) für eine rein motorische Poly-
neuropathie angenommen wird, liegt demnach nicht vor. Auch der Umstand, dass die Klä-
gerin nur knapp vier Jahre, nämlich vom 1. September 1981 bis 1. Juni 1985, schädigen-
den Lösemitteleinwirkungen ausgesetzt war, spricht nicht gegen den Ursachenzusam-
menhang. Denn toxische Polyneuropathien können häufiger schon nach mehrmonatiger 
Exposition beobachtet werden (BK-Report 3/99, 3.2.3). Schließlich ist die Erkrankung auch 
in engem zeitlichem Zusammenhang mit der Exposition am Arbeitsplatz eingetreten.  

Angesichts dessen folgt der Senat den Überlegungen des Sachverständigen Prof. Dr. W. 
zur Kausalitätsabwägung, der in diesem Punkt im Übrigen in Übereinstimmung mit den 
Gerichtssachverständigen Dr. B. (Gutachten vom 16. Oktober 1996) und Prof. Dr. Bl. 
(Gutachten vom 16. November 2000) steht. Auch der Neurologe Dr. K. geht in dem von 
der Beklagten vorgelegten Gutachten vom 20. Mai 1997 von einem Ursachenzusammen-
hang aus, soweit durch eine Laboruntersuchung weitere Ursachen ausgeschlossen wer-
den (was in der Folgezeit geschah).  

Für die Festlegung des Tages des Versicherungsfalls gilt § 551 Abs. 3 Satz 2 RVO. Da-
nach gilt als Zeitpunkt des Arbeitsunfalls (Versicherungsfalls) der Beginn der Krankheit im 
Sinne der Krankenversicherung, oder, wenn dies für den Versicherten günstiger ist, der 
Beginn der Minderung der Erwerbsfähigkeit. Eine genaue Festlegung des Tages des Ver-
sicherungsfalls ist dem Senat nicht möglich. Der Beginn der (dauerhaften) Arbeitsunfähig-
keit der Klägerin mit Behandlungsbedürftigkeit war der 2. Juni 1985. Zu diesem Zeitpunkt 
dürfte auch bereits eine MdE vorgelegen haben. Aus den anamnestischen Daten ergibt 
sich jedoch ferner, dass erste Krankheitserscheinungen offenbar bereits Mitte 1984 fest-
gestellt wurden.  

Vor diesem Hintergrund steht fest, dass der Versicherungsfall jedenfalls vor der Aufnahme 
der BK 1317 in die Berufskrankheiten-Verordnung (mit Wirkung zum 1. Dezember 1997) 
und auch vor dem Zeitraum der Rückwirkung gemäß § 6 Abs. 2 Berufskrankheiten-
Verordnung (1. Januar 1993) eingetreten ist. Die noch vom SG hieraus gezogenen 
Schlussfolgerungen (Sperrwirkung durch die Aufnahme in die Liste) sind nach der neueren 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Kammerbeschluss vom 23. Juni 2005, 
SozR 4-1100, Art. 3 Nr. 32) und des BSG (Urteil vom 27. Juni 2006, a.a.O.) rechtlich nicht 
mehr haltbar. Ein Anspruch auf Anerkennung und Entschädigung ergibt sich vielmehr ge-
mäß § 551 Abs. 2 RVO für Versicherungsfälle außerhalb des Rückwirkungszeitraums 
nach Inkrafttreten der neugefassten Berufskrankheiten-Verordnung, wenn zu diesem Zeit-
punkt bereits ein Antrag auf Entschädigung einer einschlägigen Krankheit als „Wie-BK“ 
gestellt ist und die Voraussetzungen für eine solche Entschädigung an sich gegeben sind 
(BSG, a.a.O.). Eine andere Verfahrensweise würde gegen den Gleichbehandlungsgrund-
satz nach Art. 3 Grundgesetz (GG) verstoßen, da es sonst von Zufälligkeiten der Dauer 
des Verwaltungsverfahrens abhinge, ob die Versicherte noch in den Genuss einer Fest-
stellung nach § 551 Abs. 2 RVO kommt oder nicht.  
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Gemäß § 551 Abs. 2 RVO sollen die Träger der Unfallversicherung im Einzelfall eine 
Krankheit, auch wenn sie nicht in der Rechtsverordnung bezeichnet ist oder die dort be-
stimmten Voraussetzungen nicht vorliegen, wie eine Berufskrankheit entschädigen, sofern 
nach neuen Erkenntnissen die übrigen Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt sind. Die Klä-
gerin hatte den Antrag auf Anerkennung einer Berufskrankheit am 15. Januar 1987, also 
vor dem Rückwirkungszeitraum, der am 1. Januar 1993 begann, gestellt. Die Vorausset-
zungen für eine Anerkennung nach § 551 Abs. 2 RVO lagen vor.  

Dass hinsichtlich der lösungsmittelbedingten Polyneuropathie neue medizinische Erkennt-
nisse vorlagen, beweist die Aufnahme in die Berufskrankheitenliste mit Wirkung zum 1. 
Dezember 1997. Für die Anwendung des § 551 Abs. 2 RVO reicht es aus, wenn die neuen 
Erkenntnisse zum Zeitpunkt der Entscheidung über den erhobenen Anspruch vorliegen 
(BSG, Urteil vom 14. November 1996, SozR 3-2200 § 551 Nr. 9). Dies ist vorliegend der 
Fall. Im Übrigen ist hinsichtlich der Frage, ob ein Anspruch auf Anerkennung und Ent-
schädigung gemäß § 551 Abs. 2 RVO besteht, auch ein Verwaltungs-bzw. Widerspruchs-
verfahren durchgeführt worden. Die Beklagte hat in ihrem Ablehnungsbescheid vom 23. 
Juni 1992 auch einen Anspruch nach dieser Norm abgelehnt.  

Ob darüber hinaus auch die Voraussetzungen anderer Berufskrankheiten vorliegen (BK 
1302 oder 1303), bedarf nach alledem keiner Entscheidung mehr. Herr Prof. Dr. Bl. hat 
(aus rechtlichen Gründen) die Anerkennung dieser Berufskrankheiten vorgeschlagen. Bei 
der Klägerin liegt eine lösungsmittelbedingte Nervenschädigung (Polyneuropathie) vor. 
Diese wird speziell und damit vorrangig von der BK 1317 erfasst. Hingegen betreffen die 
Berufskrankheiten nach Nr. 1302 und Nr. 1303 sonstige Schäden durch Halogenkohlen-
wasserstoffe oder Benzol, seine Homologe oder Styrol.  

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).  

Der Senat hat die Revision zugelassen, weil er dem Rechtsstreit grundsätzliche Bedeu-
tung beimisst (§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG).  
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